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Sehr geehrte Damen und Herren, 

inzwischen liegt die letzte Flut an Änderungen im Steuerrecht 
schon wieder einige Monate zurück. Daher ist es kaum überra-
schend, dass das Bundesfinanzministerium und die Parlamente 
schon wieder an den nächsten Änderungsgesetzen feilen. Neben 
Details über einige der geplanten Änderungen lesen Sie in dieser 
Ausgabe auch mehr über die bereits in Kraft getretene erste Stufe 
der Insolvenzrechtsreform. 
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Bessere Chancen für die Unternehmenssanierung 
Mit mehreren Änderungen im Insolvenzrecht sollen bessere Vo-
raussetzungen für eine erfolgreiche Unternehmenssanierung im 
Insolvenzverfahren geschaffen werden. 

Viele Länder kennen seit jeher eine Insolvenzkultur, in der die Er-
haltung des angeschlagenen Unternehmens im Vordergrund steht. 
Bei uns bekannt ist zum Beispiel die amerikanische "Chapter 11"-
Regelung, die dort zahlreichen Unternehmen einen Neustart er-
möglicht hat. In Deutschland hat das Insolvenzverfahren dagegen 
bisher meistens einen Liquidationscharakter - aus den vorhande-
nen Resten sollen noch möglichst viele Gläubigerforderungen be-
friedigt werden. 

Einen großen Schritt zu einem erhaltenden Insolvenzverfahren, bei 
dem die Sanierung des angeschlagenen Unternehmens im Vorder-
grund steht, soll nun das Gesetz zur weiteren Erleichterung der 
Sanierung von Unternehmen (ESUG) gehen, das im Wesentlichen 
am 1. März 2012 in Kraft getreten ist. Die darin enthaltenen Ände-
rungen der Insolvenzordnung stärken sowohl die Gläubigerseite als 
auch den Schuldner. Vier wichtige Änderungen enthält das Gesetz: 

· Schutzschirmverfahren: Ein Schuldner hat nun bereits bei dro-
hender Zahlungsunfähigkeit oder bei Überschuldung die Mög-
lichkeit, innerhalb von drei Monaten in einer Art Schutzschirm-
verfahren unter Aufsicht eines vorläufigen Sachwalters ein Sa-
nierungskonzept auszuar-
beiten, das anschließend 
als Insolvenzplan umge-
setzt werden kann. Das 
Gericht soll nicht nur in 
der Regel den vom Schuld-
ner vorgeschlagenen Ver-
walter als vorläufigen 
Sachwalter einsetzen, auf 
Antrag ist das Gericht auch 
verpflichtet, Zwangsvollstreckungen gegen den Schuldner zu 
untersagen oder vorläufig einzustellen. Zudem darf es im 
Schutzschirmverfahren weder einen vorläufigen Insolvenzver-
walter bestellen noch den Schuldner in der Verfügungsbefugnis 
über sein Vermögen einschränken. 

· Ausbau und Straffung des Planverfahrens: Im Rahmen des 
Planverfahrens können künftig als Sanierungsinstrument auch 
Forderungen von Gläubigern in Gesellschaftsanteile umgewan-
delt werden („Debt-Equity-Swap“). Die Einbindung dieses In-
struments in die Insolvenzordnung verbessert die Sanierungs-
chancen, da Widerstände von Altgesellschaftern überwunden 
werden können. Durch eine moderate Beschränkung der 
Rechtsmittel gegen die Planbestätigung sollen einzelne Gläubi-
ger nicht mehr in missbräuchlicher Weise das Wirksamwerden 
des Plans verhindern können. 

· Stärkere Gläubigerautonomie: Künftig wird das Gericht in In-
solvenzverfahren über Unternehmen, deren Betrieb noch nicht 
eingestellt ist und die eine bestimmte Unternehmensgröße und 
damit eine gewisse wirtschaftliche Bedeutung haben (gemessen 
an ihrem Umsatz, der Arbeitnehmerzahl und der Jahresbilanz-
summe), verpflichtet, einen vorläufigen Gläubigerausschuss 
einzuberufen. Dieser Ausschuss hat ein wichtiges Mitsprache-
recht bei der Auswahl des Insolvenzverwalters und der Anord-
nung der Eigenverwaltung. Befürwortet der Gläubigerausschuss 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Gesetz zum Abbau der 
kalten Progression 

Die Regierungskoalition arbeitet gerade 
an einem Gesetz zum Abbau der kalten 
Progression. Damit soll verhindert wer-
den, dass Lohnerhöhungen, die lediglich 
die Inflation ausgleichen, zu einem höhe-
ren Durchschnittssteuersatz führen. Dafür 
ist eine stufenweise Anhebung des steuer-
lichen Grundfreibetrags in zwei Schritten 
zum 1. Januar 2013 auf 8.130 Euro und 
zum 1. Januar 2014 auf 8.354 Euro (insge-
samt plus 350 Euro) vorgesehen. Auch der 
Tarifverlauf soll prozentual wie der 
Grundfreibetrag um 4,4 Prozent angepasst 
werden. Ende März soll das Gesetz vom 
Bundestag verabschiedet werden. Ob es 
tatsächlich umgesetzt wird, ist aber noch 
längst nicht sicher. Dem Gesetz muss 
nämlich auch der Bundesrat zustimmen, 
und dort haben die SPD-geführten Länder 
bereits ihren Widerstand angekündigt.  

 

Umtausch griechischer 
Staatsanleihen 

Der mittlerweile erfolgreiche Schulden-
schnitt für Griechenland führt dazu, dass 
die alten griechischen Staatsanleihen ge-
gen neue Wertpapiere getauscht werden. 
Wie der Umtausch genau steuerlich zu 
bewerten ist - insbesondere was den Ver-
äußerungserlös der alten Anleihen und die 
Anschaffungskosten der neuen Wertpapie-
re betrifft - hat das Bundesfinanzministe-
rium jetzt in einer Verwaltungsanweisung 
ausführlich geregelt. 

 

Steuervorteil für Elektro-
Dienstwagen geplant 

Das Bundesfinanzministerium hat den ers-
ten Entwurf für das Jahressteuergesetz 
2013 vorgelegt. Weil Elektroautos derzeit 
noch spürbar teurer sind als vergleichbare 
konventionell angetriebene Autos, ist da-
rin auch ein Steuervorteil für Elektro-
Dienstwagen vorgesehen. Der höhere 
Preis von Elektroautos liegt vor allem an 
den teuren Batterien. Die sollen deshalb 
laut der geplanten Änderung vom Listen-
preis des Elektroautos abgezogen werden 
und erhöhen damit weder bei der 1 %-Re-
gelung noch bei der Führung eines Fahr-
tenbuchs den zu versteuernden Betrag. 
Gelten soll der Steuervorteil für alle 
Elektroautos im Sinne des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes, die bereits im Betriebs-
vermögen sind oder bis zum 31. Dezember 
2022 angeschafft werden. 
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einhellig die Anordnung einer Eigenverwaltung, soll das Gericht 
daran gebunden sein. Auch bei der Auswahl und Bestellung des 
Insolvenzverwalters wird der vorläufige Gläubigerausschuss ein-
gebunden. Die Beteiligung der Gläubiger wird aber nicht nur 
zeitlich vorverlagert. Vorgaben des Ausschusses zur Person des 
Verwalters sollen für den Richter unter bestimmten Umständen 
bindend sein. Einigen sich alle Mitglieder auf einen Verwalter, 
soll das Gericht den Vorgeschlagenen nur ablehnen können, 
wenn er offensichtlich ungeeignet ist. 

· Vollstreckungsschutz nach Verfahrensaufhebung: Um zu ver-
meiden, dass Forderungen, die im Insolvenzverfahren nicht an-
gemeldet wurden und erst nach Abschluss des Planverfahrens 
geltend gemacht werden, die Finanzplanung nachträglich stören, 
hat der Schuldner künftig die Möglichkeit, bei Vollstreckungs-
versuchen nach der Verfahrensaufhebung Vollstreckungsschutz 
durch das Insolvenzgericht zu erhalten, wenn die geltend ge-
machte Forderung die Durchführung des Insolvenzplans gefähr-
det. Zudem werden die Verjährungsfristen für verspätete For-
derungen verkürzt: Ansprüche, die nicht bis zum Abstimmungs-
termin angemeldet worden sind und mit denen deshalb nicht zu 
rechnen war, verjähren künftig in einem Jahr. 

Das ESUG mit diesen vier Änderungen ist nur die erste Stufe eines 
dreistufigen Plans zur Reform des Insolvenzrechts. Das Bundesmi-
nisterium der Justiz hat im Februar schon den Referentenentwurf 
eines „Gesetzes zur Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens, zur Stärkung der Gläubigerrechte und zur Insolvenzfestigkeit 
von Lizenzen“ vorgelegt. Diese zweite Stufe bringt in erster Linie 
Verbesserungen im Verbraucherinsolvenzverfahren, betrifft in ei-
nem Punkt aber auch Unternehmen. Lizenznehmer sollen nämlich 
die Möglichkeit erhalten, die Lizenz auch in der Insolvenz des Li-
zenzgebers weiter zu nutzen. ³ 

 

Maximal eine regelmäßige Arbeitsstätte 
Die Finanzverwaltung akzeptiert die Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs, dass ein Arbeitnehmer mit mehreren Tätigkeits-
stätten maximal eine regelmäßige Arbeitsstätte haben kann. 

Im letzten Jahr hat der Bundesfinanzhof in drei Urteilen seine 
Rechtsprechung geändert und entschieden, dass ein Arbeitnehmer 
nicht mehr als eine regelmäßige Arbeitsstätte haben kann. Der 
Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit eines Arbeitnehmers kann 
nach Meinung der Richter nur an einem Ort liegen, denn nur dann 
kann sich der Arbeitnehmer auf die immer gleichen Wege einstel-
len und so durch Fahrgemeinschaften, öffentliche Verkehrsmittel 

oder die Wahl seines Wohn-
orts in der Nähe der regelmä-
ßigen Arbeitsstätte seine We-
gekosten minimieren. 

Allein deswegen sei die Ein-
schränkung der Abziehbarkeit 
von Wegekosten durch die 
Entfernungspauschale ge-
rechtfertigt. Übt der Arbeit-

nehmer dagegen an mehreren betrieblichen Einrichtungen des Ar-
beitgebers seinen Beruf aus, kann er sich nicht auf die immer glei-
chen Wege einstellen und damit in der Regel auch nicht die anfal-
lenden Wegekosten durch solche Maßnahmen niedrig halten. In ei-
nem solchen Fall lässt sich die Einschränkung der Abziehbarkeit 

Steuer auf Wehrsold und 
Freiwilligendienst 

Eine geplante Änderung im Entwurf des 
Jahressteuergesetzes 2013 sorgt derzeit 
für Aufregung: Zukünftig sollen der Wehr-
sold der freiwilligen Soldaten und die Be-
züge der Teilnehmer am Bundesfreiwilli-
gendienst nicht mehr steuerfrei sein. Im 
Gegenzug sollen die Eltern der Betroffe-
nen für sechs Monate Kindergeld beziehen 
dürfen. In vielen Fällen würde das Kinder-
geld die fälligen Steuern übersteigen. 
Trotzdem ist noch längst nicht sicher, ob 
es tatsächlich so kommt, denn an der Be-
steuerung von Wehrsold und Freiwilligen-
dienst gibt es heftige Kritik, auch aus den 
Reihen der Bundesregierung. Vor allem 
der Verteidigungsminister und die für den 
Freiwilligendienst zuständige Sozialmini-
sterin sind über die Pläne wenig erfreut. 
Bisher liegt das Gesetz nur als Referen-
tenentwurf vor, sodass sich bis zur end-
gültigen Verabschiedung ohnehin noch 
viele Änderungen ergeben werden. 

 

Gewerbesteuerliche Hinzu-
rechnung von Zinsen und Mieten 

Das Finanzgericht Hamburg hat seine 
Zweifel daran, dass die neu geregelte ge-
werbesteuerliche Hinzurechnung von Zin-
sen, Mieten und Pachten verfassungsge-
mäß ist. Weil es der Ansicht ist, dass hier 
ein Verstoß gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz vorliegt, der eine gleich-
mäßige Besteuerung aller Steuerzahler 
verlangt, hat es diese Frage dem Bundes-
verfassungsgericht vorgelegt. 

 

Arbeitgeber darf Smartphones und 
Software steuerfrei überlassen 

Kurzfristig hat die Regierungskoalition ei-
ne Ergänzung in das Änderungsgesetz zum 
Gemeindefinanzreformgesetz aufgenom-
men. Dadurch soll die private Nutzung 
von Software des Arbeitgebers steuerfrei 
gestellt werden. Gleiches gilt für die 
Überlassung von Datenverarbeitungsgerä-
ten wie Smartphones oder Tablets. Es ist 
zwar fraglich, ob die Änderung im Fall von 
Smartphones wirklich nötig ist, denn das 
Einkommensteuergesetz stellt schon jetzt 
die private Nutzung von betrieblichen Te-
lekommunikationsgeräten steuerfrei. Dass 
Smartphones keine Telekommunikations-
geräte sind, hat bisher selbst die Finanz-
verwaltung nicht behauptet. Allerdings 
schafft die Änderung Rechtssicherheit für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zumal der 
technische Fortschritt womöglich schon 
bald neue Geräteklassen hervorbringt.  
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von Wegekosten durch die Entfernungspauschale nicht rechtferti-
gen, meinen die Richter. 

Mit dieser neuen Rechtsprechung wird das Leben für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer gleichermaßen deutlich leichter, denn damit 
erübrigt sich nicht nur die Aufsplittung der Entfernungspauschale, 
wenn mehrere Tätigkeitsorte an einem Tag aufgesucht werden. 
Auch die Berechnung des geldwerten Vorteils für einen Firmenwa-
gen wird deutlich einfacher, wenn für die Wege zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte nicht mehr mehrere regelmäßige Arbeitsstätten 
zugrunde gelegt werden müssen. Interessant für Arbeitnehmer ist 
außerdem, dass nun die Pauschalen für Verpflegungsmehraufwen-
dungen nicht nur einfacher, sondern auch häufiger steuerlich gel-
tend gemacht werden können. 

Dass die neue Rechtsprechung Sinn macht, hat inzwischen auch die 
Finanzverwaltung eingesehen. Die Finanzämter werden daher den 
Grundsatz, dass ein Arbeitnehmer nicht mehr als eine regelmäßige 
Arbeitsstätte je Arbeitsverhältnis haben kann, ab sofort in allen 
noch offenen Fällen anwenden. Die Entfernungspauschale gilt dann 
nur noch für die Fahrten zwischen der Wohnung und der regelmä-
ßigen Arbeitsstätte, für alle übrigen Fahrten können Werbungskos-
ten nach den Grundsätzen einer Auswärtstätigkeit geltend ge-
macht werden. 

In der Verwaltungsanweisung des Bundesfinanzministeriums ist 
auch geregelt, wie die Finanzämter prüfen sollen, welche Tätig-
keitsstätte als regelmäßige Arbeitsstätte in Frage kommt. Danach 
gilt eine Tätigkeitsstätte dann als regelmäßige Arbeitsstätte, wenn 
der Arbeitnehmer auf Grund der dienstrechtlichen oder arbeitsver-
traglichen Festlegungen einer betrieblichen Einrichtung des Ar-
beitgebers dauerhaft zugeordnet ist oder in einer betrieblichen 
Einrichtung des Arbeitgebers arbeitstäglich, je Arbeitswoche einen 
vollen Arbeitstag oder mindestens 20 % seiner vereinbarten regel-
mäßigen Arbeitszeit tätig werden soll. Im Einzelfall können Arbeit-
geber und Arbeitnehmer auch nachweisen oder zumindest glaub-
haft machen, dass eine andere betriebliche Einrichtung des Ar-
beitgebers die regelmäßige Arbeitsstätte ist oder keine regelmäßi-
ge Arbeitsstätte vorliegt. ³ 

 

Regeln für selbstgedruckte Steuererklärungen 
Das Bundesfinanzministerium hat die Regeln und Vorgaben für 
selbstgedruckte Steuererklärungsformulare aktualisiert. 

Seit vielen Jahren gibt es die Möglichkeit, Steuererklärungen nicht 
nur auf den Originalformularen abzugeben, sondern die Formulare 
auch selbst auszudrucken. Wie genau die selbstgedruckten Formu-
lare aussehen sollen, dafür hat die Finanzverwaltung schon immer 
Regeln aufgestellt, die das 
Bundesfinanzministerium im 
letzten Jahr aktualisiert hat. 

Früher sollten die Regeln da-
für sorgen, dass die selbstge-
druckten Formulare den Ori-
ginalformularen in der Hand-
habung möglichst ähnlich sind. 
Entsprechend mussten die 
Blätter zweiseitig bedruckt werden und bei mehrseitigen Vordru-
cken auch in der Mitte geheftet, zusammengeklebt oder anderwei-
tig miteinander verbunden werden. 

Volle Umsatzsteuer für Pferde 

Der ermäßigte Umsatzsteuersatz auf 
Pferde soll aufgehoben werden. Ab 1. Juli 
2012 soll für sämtliche Lieferungen, Ein-
fuhren und innergemeinschaftlichen Er-
werbe von Pferden der reguläre Steuer-
satz von 19 % gelten. Die Gesetzesände-
rung müssen Bundestag und Bundesrat 
noch beschließen.  Anlass für die Ände-
rung ist eine Klage der EU-Kommission 
beim Europäischen Gerichtshof, die 
Deutschland zur Änderung zwingt. 

 

Finanzverwaltung bekommt 
vorerst keine Amazon-Daten 

Von eBay verlangt die Finanzverwaltung 
schon länger regelmäßig Daten über die 
Aktivitäten fleißiger Verkäufer. Mit einem 
ähnlichen Ansinnen ist sie nun beim Inter-
nethändler amazon.de vorerst geschei-
tert. Per Sammelauskunftsersuchen woll-
te die Finanzverwaltung eine Liste aller 
Marketplace-Anbieter mit einem Jahres-
umsatz über der Kleinunternehmergrenze 
von 17.500 Euro sowie eine Aufstellung al-
ler Kauf- und Abrechnungsvorgänge dieser 
Händler. Das Niedersächsische Finanzge-
richt hat die Finanzverwaltung nun jedoch 
vorerst gestoppt. Sicher vor dem Finanz-
amt sind die Verkäufer deswegen aller-
dings noch nicht, denn das Gericht hat 
sich nicht dazu geäußert, ob das Aus-
kunftsersuchen überhaupt zulässig ist. Es 
hat lediglich festgestellt, dass die Finanz-
verwaltung beim deutschen Amazon-
Ableger an der falschen Adresse ist, weil 
die Händlerdaten nicht in Deutschland, 
sondern bei der Konzernmutter in Luxem-
burg liegen. Über die Frage nach der Zu-
lässigkeit solcher Auskunftsersuchen muss 
nun der Bundesfinanzhof entscheiden. 

 

Kontendatenabruf steigt deutlich 

Die Zahl der über die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungen abgerufenen Kon-
ten hat sich seit 2005 mehr als verdop-
pelt. Während die Behörden 2005 noch 
bei 62.410 Abrufaktionen Datensätze von 
485.000 Konten abgerufen haben, waren 
2011 schon 1.050.726 Konten bei 116.908 
Abrufaktionen betroffen. Geradezu ex-
plodiert ist der Kontendatenabruf durch 
die Finanzbehörden: Beim Bundeszentral-
amt für Steuern stieg die Zahl der Abrufe 
im gleichen Zeitraum nämlich um mehr 
als das Siebenfache von 8.689 auf 62.333. 
In einer Stellungnahme der Bundesregie-
rung, aus der diese Zahlen stammen, 
heißt es auch, dass eine Reduzierung des 
steuerlichen Kontenabrufs nicht vertret-
bar sei. 
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Inzwischen hat auch bei den Finanzämtern das Computerzeitalter 
Einzug gehalten: Steuererklärungen werden heute oft gescannt 
und digitalisiert. Entsprechend verlangen die neuen Regeln genau 
das Gegenteil, weil geheftete oder geklebte Blätter für den Scan-
vorgang erst wieder getrennt werden müssten. Die meisten Regeln 
in der neuen Verwaltungsanweisung betreffen technische Vorga-
ben, die die Anbieter von Software oder PDF-Dateien beachten 
müssen, und auf die Sie selbst keinen Einfluss haben. Auf die Ein-
haltung einiger Vorgaben muss aber in jedem Fall der Benutzer 
selbst achten, weil die Software darauf keinen Einfluss hat: 

· Die Papierqualität und das Papierformat (DIN A4) müssen den 
amtlichen Vordrucken entsprechen. 

· Die selbstgedruckten Formulare müssen in der Seitenzahl und 
der Reihenfolge der Seiten mit den amtlichen Vordrucken über-
einstimmen. Die Formulare müssen also vollständig (d. h. ein-
schließlich der Seiten, auf denen keine Eintragungen erfolgt 
sind) beim Finanzamt abgegeben werden. 

· Der Ausdruck soll jetzt nach Möglichkeit nicht mehr doppelsei-
tig erfolgen. Je nach verwendeter Papierqualität könnten sonst 
die Daten der Rückseite auf der Vorderseite sichtbar sein, was 
den Scanvorgang im Finanzamt stört. Außerdem dürfen die Sei-
ten nicht mehr miteinander verbunden werden. 

· Der Ausdruck soll schwarzweiß sein, damit die Elemente, die im 
Originalformular hell- und dunkelgrünen sind, stattdessen grau 
und schwarz gedruckt werden. 

· Schließlich sollen Papier und Druckqualität so beschaffen sein, 
dass die Ausdrucke über einen Zeitraum von mindestens 15 Jah-
ren haltbar und gut lesbar sind. 

Dass es die Finanzverwaltung ernst meint mit ihren Vorgaben, 
zeigt eine Anweisung der Oberfinanzdirektion Koblenz zum Um-
gang mit unleserlichen Steuererklärungen. Dort stellt die Oberfi-
nanzdirektion nämlich fest, dass zunehmend Erklärungen bei den 
Finanzämtern eingehen, bei denen an der Druckqualität gespart 
wurde, worunter deren Lesbarkeit deutlich leidet. 

Die Finanzämter sind daher angewiesen, die Erklärungen nach 
Würdigung der Umstände im Einzelfall zurückzuweisen. Damit gilt 
die Steuererklärung als nicht abgegeben, was je nach Fall durch-
aus teure Folgen haben kann. Beim Druck der Steuerformulare 
sollten Sie also sicherheitshalber nicht knausrig sein und auf die 
Toner- oder Tintensparfunktion des Druckers verzichten. ³ 

 

Automatische Datenlieferung an das Finanzamt 

Eine ganze Reihe von Behörden und Institutionen melden au-
tomatisch Daten über die Steuerzahler an das Finanzamt. 

Im Lauf der letzten Jahre haben Gesetzesänderungen immer mehr 
Behörden und andere Institutionen verpflichtet, jedes Jahr Daten 
über gezahlte Leistungen und andere steuerrelevante Daten an die 
Finanzbehörden zu melden. Die Meldepflichten sind mittlerweile 
so zahlreich, dass man leicht den Überblick verlieren kann. Wel-
che öffentlichen Institutionen inzwischen regelmäßig elektronisch 
Daten an die Finanzbehörden melden, geht aus einer Antwort der 
Bundesregierung auf eine Anfrage aus dem Bundestag hervor. 

· Krankenkassen: Mit dem elektronischen Bescheinigungsverfah-
ren übermitteln zum Beispiel die gesetzlichen Krankenversiche-

Vereinfachte Bilanzregeln für 
Kleinunternehmen 

Der Rat der EU-Wirtschafts- und Finanz-
minister hat die Micro-Richtlinie verab-
schiedet, die besonders Kleinunterneh-
men von bürokratischen Vorgaben bei der 
Erstellung von Bilanzen entlasten soll. Die 
Richtlinie, die Deutschland jetzt noch in 
nationales Recht umsetzen muss, erlaubt 
Kleinunternehmen, auf den umfangrei-
chen Anhang zur Bilanz zu verzichten. 
Außerdem ist die Offenlegung der Rech-
nungslegungsunterlagen von Kleinunter-
nehmen gegenüber der Öffentlichkeit 
nicht mehr zwingend erforderlich. Statt-
dessen dürfen die EU-Staaten festlegen, 
dass es ausreicht, wenn die Kleinbetriebe 
ihre Jahresabschlüsse nur noch an ein Re-
gister übersenden, wo sie nur bei Nach-
frage an Dritte herausgegeben werden. 
Von den Befreiungen sollen Unternehmen 
profitieren, die mindestens zwei der fol-
genden drei Schwellenwerte unterschrei-
ten: 350.000 Euro Bilanzsumme, 700.000 
Euro Jahresumsatz und zehn Mitarbeiter. 

 

Werbungskostenabzug 
für eine Arbeitsecke 

Ob auch die Kosten für eine Arbeitsecke 
im Wohnzimmer als häusliches Arbeits-
zimmer steuerlich abziehbar ist, bleibt 
weiter umstritten. Das Finanzgericht 
Sachsen hat einem Lehrer den entspre-
chenden Werbungskostenabzug verwei-
gert und sich damit der Ansicht des Fi-
nanzgerichts Baden-Württemberg ange-
schlossen. Dagegen hatte das Finanzge-
richt Köln keine Probleme damit, Miete 
und andere Kosten für das Wohnzimmer 
mit der Arbeitsecke anteilig zu berück-
sichtigen.  Das letzte Wort hat jetzt der 
Bundesfinanzhof, denn das Finanzgericht 
hat wegen der uneinheitlichen Rechtspre-
chung die Revision zugelassen. 

 

Vermietung mit Verkaufsabsicht 

Die mit der Vermietung einer Immobilie 
verbundenen Kosten sind auch dann als 
Werbungskosten abziehbar, wenn die Im-
mobilie bereits verkauft werden soll, aber 
auf Wunsch des potentiellen Käufers zu-
nächst an diesen vermietet wird. Voraus-
setzung ist allerdings, dass bei einer ver-
tragsgemäßen Abwicklung ein Überschuss 
der Einnahmen über die Werbungskosten 
anfallen würde. Mit dieser Entscheidung 
gab das Finanzgericht Münster einer Im-
mobilienbesitzerin recht, bei der letztlich 
doch ein Werbungskostenüberschuss ent-
stand, weil der vorgesehene Käufer in be-
trügerischer Absicht gehandelt hatte.  
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rungen unter anderem die Höhe der Beiträge zur Basiskranken- 
und gesetzlichen Pflegeversicherung, wenn eine entsprechende 
Einwilligung des Steuerzahlers vorliegt. Diese Daten wurden 
dem Finanzamt erstmals für das Jahr 2010 übermittelt. 

· Riester-Rente: Im Rahmen des Riester-Verfahrens müssen die 
zuständigen Stellen (z. B. Besoldungsstellen) die Daten zur 
Überprüfung der Gewährung der steuerlichen Förderung sowie 
zur Ermittlung des Mindesteigenbeitrags an die Finanzverwal-
tung übermitteln. Die Übermittlung erfolgt seit 2002, allerdings 
auch hier nur, wenn eine entsprechende Einwilligung des Steu-
erzahlers vorliegt. 

· Renten: Mit dem Rentenbezugsmitteilungsverfahren übermit-
teln die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung und andere 
Träger von Alterssicherungssystemen unter anderem den Betrag 
der Leibrenten und anderer Leistungen, der an jeden Steuer-
zahler ausgezahlt wurde. Auch wenn die Übermittlung erst mit 
etwas Verzögerung ins Laufen kam, wurden die Daten hier 
rückwirkend ab dem Jahr 2005 übermittelt, also seit Inkrafttre-
ten des Alterseinkünftegesetzes. 

· Lohnersatzleistungen: Die Träger von Sozialleistungen, wie die 
Bundesagentur für Arbeit, die Krankenkassen, die Elterngeld-
stellen und die Berufsgenossenschaften übermitteln Daten über 
Höhe und Dauer der gewährten Lohnersatzleistungen, die dem 
Progressionsvorbehalt unterliegen. Dazu gehören insbesondere 
das Arbeitslosengeld I, Kurzarbeitergeld, Insolvenzgeld, Kran-
kengeld, Verletztengeld und das Elterngeld. Diese Daten wur-
den erstmals am 28. Februar 2012 für die in 2011 bezogenen 
Lohnersatzleistungen übermittelt. Die Bundesagentur für Arbeit 
hat im Rahmen eines Pilotprojekts Daten über die von ihr in 
2009 und 2010 ausgezahlten Leistungen allerdings schon zum 28. 
Februar 2011 übermittelt. 

Diese Liste ist natürlich nicht vollständig, weil sie nur öffentliche 
Institutionen umfasst. Natürlich bekommt die Finanzverwaltung 
auch noch andere Daten von anderen Stellen geliefert. Dazu gehö-
ren zum Beispiel die elektronische Lohnsteuerbescheinigung oder 
die Daten über einen bei der Bank beauftragten Freistellungsauf-
trag. Außerdem ist absehbar, dass die Liste bald noch länger wird. 
So sollen die Banken ab 2013 beim Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) anhand der Steueridentnummer des Kapitalanlegers dessen 
Kirchensteuerpflicht abfragen können und dann die Kirchensteuer 
automatisch einbehalten. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Deutschland soll Umsatzsteuer auf 
Kunstgegenstände ändern 

Derzeit gilt in Deutschland für den Ver-
kauf oder die Vermietung von Kunstge-
genständen und Sammlungsstücken der 
ermäßigte Umsatzsteuersatz. Die EU-
Kommission hat Deutschland nun förmlich 
aufgefordert, diese Vorschrift entspre-
chend zu ändern, weil sie mit dem EU-
Recht unvereinbar ist. Die Vorschriften 
der EU enthalten ein Verzeichnis der Ge-
genstände und Dienstleistungen, auf die 
die Mitgliedstaaten einen ermäßigten 
Steuersatz anwenden dürfen. In diesem 
Verzeichnis sind Kunstgegenstände und 
Sammlungsstücken allerdings nicht ent-
halten. Der Bundesregierung bleiben nun 
zwei Monate Zeit für eine Reaktion, dann 
kann die EU-Kommission beim Europäi-
schen Gerichtshof klagen. 

 
Vorsteuerabzug bei 
berichtigter Rechnung 

Die Berichtigung einer Rechnung entfaltet 
keine Rückwirkung. Der Vorsteuerabzug 
aus der berichtigten Rechnung kann also 
erst zu dem Zeitpunkt vorgenommen wer-
den, in dem eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorliegt. Damit folgt das Finanzge-
richt Hamburg der überwiegenden Mei-
nung anderer Finanzgerichte und der An-
sicht der Finanzverwaltung, auch wenn 
die Frage weiterhin nicht abschließend 
geklärt ist. Beim Bundesfinanzhof ist zum 
gleichen Thema bereits die Revision eines 
anderen Verfahrens anhängig.  

 
Jägerprüfung nicht abziehbar 

Zwei Jäger wollten die Kosten für ihre Jä-
gerprüfung steuerlich geltend machen. 
Beide sind mit dieser Absicht nun beim 
Bundesfinanzhof gescheitert. Der meint, 
die Kosten können nur dann zu Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten führen, 
wenn sie dazu dienen, eine Erwerbsgrund-
lage zu schaffen oder zu erhalten. Hier 
würde aber in erster Linie ein Hobby und 
damit ein privater Zweck verfolgt. 

 


